Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17/ 8689
17. Wahlperiode 10.4.2025

Antrag
des Abg. Daniel Born u. a. SPD

und

Stellungnahme

des Ministeriums fiir Landesentwicklung und Wohnen

Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen und § 250
Baugesetzbuch (BauGB)

Antrag

Der Landtag wolle beschlief3en,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie viele Mietwohnungen in den baden-wiirttembergischen Stidten mit mehr
als 20 000 Einwohnern insgesamt zur Verfligung stehen;

2. wie viele Kommunen in Baden-Wiirttemberg eine Erhaltungssatzung nach § 172
BauGB erlassen haben;

3. wie viele der Wohnungen aus Ziffer 1 in Stadtteilen liegen, wo mit geltender
Erhaltungssatzung nach § 172 BauGB die Umwandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen eingeschrankt ist;

4. in wie vielen der Kommunen in der Gebietskulisse der Mietpreisbremse eine
Erhaltungssatzung erlassen wurde, die fiir Teile der Gemeinde oder das kom-
plette Gebiet der Gemeinde die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnun-
gen beschrénkt (bitte antworten unter Angabe des Namens der Gemeinde sowie
ob die gesamte oder nur Teile der Gemeinde einer entsprechenden Erhaltungs-
satzung unterliegen);

5. wie die Landesregierung die Effektivitdt entsprechender Erhaltungssatzungen,
die die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen beschrinken, im Hin-
blick auf den Erhalt bezahlbaren Wohnraums beurteilt und welche Kriterien sie
fiir ihre Bewertung heranzog;

6. welche sozialen Folgen fiir die betroffenen Menschen und Quartiere die Lan-
desregierung sieht und wie sie diese beurteilt;

Eingegangen: 10.4.2025 / Ausgegeben: 9.5.2025 1

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente net mit dem Umweltzeichen ,, Der Blaue Engel .



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 / 8689

7. welche Bedeutung sie allgemein der Begrenzung der Umwandlung von Miet-
in Eigentumswohnungen zum Erhalt bezahlbaren Wohnraums beimisst;

8. ob der Landesregierung bekannt ist, dass § 250 BauGB eine Moglichkeit bietet,
die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen zu beschrénken und ob
sie erwégt, eine Verordnung nach § 250 Absatz 1 BauGB zu erlassen, sofern
die Bundesregierung eine Verldngerung der entsprechenden Regelung iiber
den 31. Dezember 2025 hinaus erlésst;

9. falls die Landesregierung keine Verordnung nach § 250 Absatz 1 BauGB zu
erlassen plant, welches die Beweggriinde der Landesregierung sind, dies nicht
zu tun;

10. welche Schutzgiiter die Landesregierung bei ihrer Entscheidung gegeneinan-
der wie abgewogen hat.

10.4.2025

Born, Hoffmann, Ranger, Dr. Kliche-Behnke, Kenner SPD

Begriindung

Die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen ist fiir die betroffenen Mie-
terinnen/Mieter in der Regel mit der Aufgabe ihrer Wohnung verbunden. Dies gilt
insbesondere, wenn es sich bislang um recht giinstigen Wohnraum handelt, der an
6konomisch schlechter gestellte Haushalte vermietet wird und ein Erwerb in Be-
rufung auf das Vorkaufsrecht nach § 577 Biirgerliches Gesetzbuch (BGB) nicht
moglich ist. Fiir die Betroffenen ist die Folge oftmals neben dem Verlust ihrer
vielfach langjéhrig gemieteten Wohnung auch der Verlust ihres angestammten
Umfelds im Quartier, da aufgrund der gerade in den begehrten Wohnlagen galop-
pierenden Preisentwicklung der vergangenen Jahre die Mieten bei Neuvermietung
wesentlich hoher liegen als die Bestandsmiete. Die Umwandlung von Miet- in
Eigentumswohnungen trigt somit zur Verdrdngung der arbeitenden Mitte aus at-
traktiven Stadtlagen und der sozialen Entmischung unserer Gemeinschaften bei.

Einen Ausweg aus diesem Sachverhalt bieten Milieuschutzverordnungen, die die
Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnung in bestimmten Quartieren der
Stiddte beschrinken und von den Kommunen entsprechend erlassen werden kon-
nen. Ergénzend hierzu bietet § 250 BauGB die Mdglichkeit fiir das Land, die
Umwandlung fiir saimtliche Wohngebiete, fiir die auch die Mietpreisbremse gilt,
pauschal einzuschrénken.

Der vorliegende Antrag begehrt, von der Landesregierung in Erfahrung zu brin-
gen, wie sie die Bedeutung des oben geschilderten Problems bewertet, in welchen
Gebieten die Umwandlung von Wohnraum aktuell bereits beschrinkt ist, wie die
Landesregierung die Effektivitidt der Begrenzung der Umwandlung von Wohn-
raum im Hinblick auf das Ziel des Erhalts von Wohnraum einschétzt und ob sie
plant, fiir die Gebiete, fiir die die Mietpreisbremse gilt, auch die Umwandlung von
Wohnraum einzuschrianken.
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Stellungnahme

Mit Schreiben vom 5. Mai 2025 Nr. MLW26-27-133/150 nimmt das Ministerium
fiir Landesentwicklung und Wohnen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschliefsen,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie viele Mietwohnungen in den baden-wiirttembergischen Stidten mit mehr
als 20 000 Einwohnern insgesamt zur Verfiigung stehen,

Zul.:

Zur Beantwortung der Ziffer 1 wird auf die Tabelle des Statistischen Landesamtes
Baden-Wiirttemberg ,,Wohnungen in Gemeinden Baden-Wiirttembergs mit mehr
als 20 000 Einwohnern nach Art der Wohnungsnutzung und Grund des Leer-
stands zum Stichtag 15. Mai 2022, Datenquelle: Zensus 2022, verwiesen.

2. wie viele Kommunen in Baden-Wiirttemberg eine Erhaltungssatzung nach § 172
BauGB erlassen haben;

Zu2.:

Der Landesregierung liegen dazu keine abschlieBenden Erkenntnisse vor. Es han-
delt sich hier um stédtebauliches Satzungsrecht der Stidte und Gemeinden.

Bekannt ist, dass die Stédte Freiburg, Karlsruhe, Mannheim und Stuttgart von die-
sem Instrument Gebrauch gemacht haben.

3. wie viele der Wohnungen aus Ziffer 1 in Stadltteilen liegen, wo mit geltender Er-
haltungssatzung nach § 172 BauGB die Umwandlung von Miet- in Eigentums-
wohnungen eingeschrdinkt ist;

Zu3.:

Der Landesregierung liegen dazu keine Erkenntnisse vor.

4. in wie vielen der Kommunen in der Gebietskulisse der Mietpreisbremse eine
Erhaltungssatzung erlassen wurde, die fiir Teile der Gemeinde oder das kom-
plette Gebiet der Gemeinde die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnun-
gen beschrinkt (bitte antworten unter Angabe des Namens der Gemeinde sowie
ob die gesamte oder nur Teile der Gemeinde einer entsprechenden Evhaltungs-
satzung unterliegen);

Zu4.:
Die Stéadte Freiburg, Karlsruhe, Mannheim und Stuttgart liegen im Anwendungs-

bereich der Gebietskulisse der geltenden Mietpreisbegrenzungsverordnung (Miet-
preisbremse).
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5. wie die Landesregierung die Effektivitdt entsprechender Erhaltungssatzungen,
die die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen beschrinken, im Hin-
blick auf den Erhalt bezahlbaren Wohnraums beurteilt und welche Kriterien sie
fiir ihre Bewertung heranzog;

6. welche sozialen Folgen fiir die betroffenen Menschen und Quartiere die Lan-
desregierung sieht und wie sie diese beurteilt;

7. welche Bedeutung sie allgemein der Begrenzung der Umwandlung von Miet- in
Eigentumswohnungen zum Erhalt bezahlbaren Wohnraums beimisst;

Zu 5.bis 7.:

Die Fragen zu Ziffer 5 bis 7 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemein-
sam beantwortet.

Nach § 172 Absatz 1 Satz | Nummer 2 Baugesetzbuch (BauGB) kann die Ge-
meinde in einem Bebauungsplan oder durch eine sonstige Satzung (soziale Er-
haltungssatzung bzw. Milieuschutzsatzung) Gebiete bezeichnen, in denen zur Er-
haltung der Zusammensetzung der Wohnbevolkerung (Absatz 4) der Riickbau,
die Anderung oder die Nutzungsinderung baulicher Anlagen der Genehmigung
bediirfen.

§ 172 Absatz 1 Satz 4 BauGB erméchtigt die Landesregierungen, fiir die Grund-
stiicke in Gebieten einer Erhaltungssatzung durch Rechtsverordnung zu bestim-
men, dass die Begriindung von Wohneigentum oder Teileigentum an Gebduden,
die ganz oder teilweise Wohnzwecken zu dienen bestimmt sind, einer Genehmi-
gung bedarf. Hiervon wurde in Baden-Wiirttemberg bereits im Jahr 2013 durch
die Landesverordnung iiber die Einfithrung einer Umwandlungsgenehmigung in
Gebieten einer Erhaltungssatzung nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Bauge-
setzbuch (Umwandlungsverordnung) Gebrauch gemacht. Die Geltungsdauer wurde
mehrmals jeweils um fiinf Jahre verléngert, zuletzt durch Verordnung vom 17. Ok-
tober 2023 (GBL. S. 385) mit Geltungsdauer bis zum 18. November 2028.

Zweck ist es, die Umgebung der in einem intakten Gebiet wohnenden Menschen
zu sichern, um dadurch die Bevdlkerungszusammensetzung vor unerwiinschten
Verdnderungen zu schiitzen. Konkret geht es dabei um die negativen stiddtebau-
lichen Folgen, die aus einer Verdnderung der Zusammensetzung der Wohnbevdl-
kerung resultieren kdnnen, insbesondere um Verdringungsprozesse.

Die Erhaltung der Zusammensetzung der Bevolkerung muss dabei aus besonde-
ren stddtebaulichen Griinden erforderlich sein. Solche Griinde sind dann anzu-
nehmen, wenn die Verdrangung der vorhandenen Wohnbevolkerung zu baulichen
Folgen fiihren wiirde, die die Interessen der Gemeinde beriihren. Als Folgen in
diesem Sinne kommen beispielsweise Probleme der Wohnraumversorgung, man-
gelnde Auslastung der in einem Erhaltungsgebiete vorhandenen Infrastruktur so-
wie das Entstehen stidtebaulicher Misssténde in Betracht. Hierzu bedarf es einer
begriindeten Prognose.

Zu weiteren Einzelheiten insbesondere zu den Bewertungen dieses Instruments
von den beriihrten Stidten wird auf die Landtagsanfrage Drs. 17/6015 — Erfahrun-
gen mit sozialen Erhaltungssatzungen — verwiesen.
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8. ob der Landesregierung bekannt ist, dass § 250 BauGB eine Moglichkeit bietet,
die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen zu beschrinken und ob
sie erwdgt, eine Verordnung nach § 250 Absatz 1 BauGB zu erlassen, sofern
die Bundesregierung eine Verlingerung der entsprechenden Regelung iiber
den 31. Dezember 2025 hinaus erldsst;

9. falls die Landesregierung keine Verordnung nach § 250 Absatz 1 BauGB zu
erlassen plant, welches die Beweggriinde der Landesregierung sind, dies nicht
zu tun,

10. welche Schutzgiiter die Landesregierung bei ihrer Entscheidung gegeneinan-
der wie abgewogen hat.

Zu 8. bis 10.:

Die Fragen zu Ziffer 8 bis 10 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemein-
sam beantwortet.

Eine Umwandlungsgenehmigung nach § 250 BauGB durch entsprechende Lan-
desverordnung ist neben dem bereits vom Land genutzten Instrument der Rechts-
verordnung nach § 172 Absatz 1 Satz 4 BauGB, wonach Gemeinden schon jetzt
selbst durch Satzung Gebiete bestimmen koénnen, in denen die Begriindung von
Wohneigentum oder Teileigentum an Gebduden einer Genehmigung bedarf, bis-
lang nicht vorgesehen.

Das Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen sieht in § 250 BauGB eine
pauschale und fiir den Einzelfall nicht immer zweckdienliche Regelung. Der Ver-
waltungsaufwand im Vollzug der Regelung wird dabei als sehr hoch eingeschétzt.
Die von § 250 BauGB betroffenen Stidte und Gemeinden mit angespanntem
Wohnungsmarkt miissten zudem die Regelung — im Gegensatz zur Regelung in
§ 172 BauGB, welche den Gemeinden iiber Satzungsrecht eine Genehmigungs-
moglichkeit einrdumt — zwingend anwenden. Gerade die Einschitzung zum hohen
Verwaltungsaufwand wird von den Stddten und Gemeinden in Baden-Wiirttem-
berg geteilt und als kritisch beurteilt.

Daher wird es stattdessen als zielfiihrender bewertet, dass jede Stadt bzw. Ge-
meinde zielgerichtet nach eigenem Bedarf selbst iiber MaBinahmen zur Belebung
des Wohnungsmarktes entscheiden kann. Insbesondere wird die Landesverord-
nung iiber die Einfilhrung einer Umwandlungsgenehmigung in Gebieten einer
Erhaltungssatzung nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Baugesetzbuch (Um-
wandlungsverordnung, vgl. oben Fragen zu Ziffer 5 bis 7) weiterhin als das ziel-
genauere und passendere Instrument fiir die Stidte und Gemeinden angesehen.

Razavi

Ministerin fiir Landesentwicklung
und Wohnen
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Anlage

Erlauterungen zur Antwort und der Methodik

0 Beantwortung der Ziffer 1 der Drucksache 17/8689 auf Basis von Daten des Zensus 2022
nicht bzw. nur eingeschrankt moglich
Auf Basis der Daten des Zensus 2022 ist die Beantwortung der Ziffer 1 "Wie viele Mietwohungen in den
baden-wirttembergischen Stadten mit mehr als 20000 Einwohnern insgesamt zur Verfligung stehen" nicht
bzw. nur eingeschrankt moglich.
Zwar wurden beim Zensus 2022 Angaben zu vermieteten Wohnungen und von Eigentimerinnen und
Eigentiimern bewohnte Wohnungen erhoben. Allerdings wurde bei nicht bewohnten bzw. leerstehenden
Wohnungen nicht explizit erhoben, ob es sich bei den leerstehenden Wohungen um Mietwohnungen
handelt oder nicht. Lediglich die Kategorie "kunftige Selbstnutzung" bei den Griinden fiir Leerstand lasst
eine Aussage dahingehend zu, dass eine Wohnung explizit nicht fir eine Vermietung vorgesehen ist. Die
anderen Griinde fir Leerstand kénnen sowohl zur Vermietung vorgesehene als auch nicht zur Vermietung
voraesehen Wohunaen enthalten.

1 Allgemeine Informationen
Basis der Auswertung sind die Ergebnisse des Zensus 2022 mit Stichtag 15.Mai 2022
Fir die Wahrung der Geheimhaltung nach § 16 Bundesstatistikgesetz (BStatG) wird fiir Auswertungen, die
ausschlieRlich auf demografischen Daten, Gebaude- und Wohnungsdaten, Haushaltsdaten und
Familiendaten basieren, ein Verfahren der stochastischen Uberlagerung nach der Cell-Key-Methode
(CKM) angewendet.
Einige Fallzahlen werden daher gegeniiber ihrem Originalwert leicht verandert ausgewiesen. Dies hat zur
Folge, dass sich die ausgewiesenen Einzelwerte in der Tabelle nicht notwendigerweise zu den
ausgewiesenen Summen addieren. Dieses Vorgehen sichert neben dem Schutz von Einzelangaben eine
hohe Datenqualitat.
Eine Sperrung von Auswertungen (in den Tabellen als Punkt . dargestellt) erfolgt nur dann, wenn die
Tabelle - oder Teile der Tabelle - ein zu hohes Aufdeckungsrisiko und/oder einen zu hohen
Informationsverlust bergen.
Weiterfiihrende methodische Informationen zum Zensusmodell und zur Geheimhaltung unter:
www.zensus2022.de
https://lwww.zensus2022.de/DE/Zensusdatenbank/Geheimhaltung.html

2 Zeichenerklarung

— = Genau Null oder auf Null geandert
() = Aussagewert eingeschrankt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist
= Zahlenwert unbekannt oder geheim

Abweichungen in den Summen durch das angewandte Geheimhaltungsverfahren.
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3 Definitionen

Wohnungen

Art der Wohnungsnutzung

Die Art der Wohnungsnutzung beschreibt, wie die Wohnung zum Stichtag genutzt wird.

Vom Eigenttimerin oder Eigentiimer bewohnt:

Wenn mindestens einer der Bewohnerinnen oder einer der Bewohner Eigentumerin oder Eigentiimer der
Wohnung ist. Gilt auch, wenn aufler der Eigentiimerin oder dem Eigentiimer zusatzlich noch weitere
Personen beispielsweise Untermieterinnen oder Untermieter in der Wohnung wohnen.

Zu Wohnzwecken vermietet:

Die Wohnung ist zu Wohnzwecken vermietet oder mietfrei Uiberlassen. Hierzu zahlen auch Nie3brauch-
und sonstige Wohnrechte.

Privat genutzte Ferien- oder Freizeitwohnung:

Privat genutzte Ferien- oder Freizeitwohnungen sind Wohnungen, in denen eine Person dauerhaft zu
privaten Zwecken ihre Freizeit verbringt, beispielsweise am Wochenende, wahrend des Urlaubs oder der
Ferien. Ferien- und Freizeitwohnungen kann es in jedem Gebaude (wie Wochenend- und Ferienhaus,
Mehrfamilienhaus) geben. Sie kénnen vom Eigentiimer oder von der Eigentiimerin selbst genutzt oder
dauerhaft an eine dritte Person zur Freizeitnutzung vermietet (oder kostenlos tberlassen) werden.
Ferienwohnungen, die an wechselnde Personen vermietet werden, gehéren nicht dazu.

Leer stehend:

Eine Wohnung gilt als leer stehend, wenn sie am Erhebungsstichtag weder vermietet ist, noch von der
Eigentiimerin oder dem Eigentiimer selbst genutzt wird und auch keine Ferien- und Freizeitwohnung ist.
Wenn die Wohnung wegen Umbaus oder Modernisierung — bei Weiterbestehen des Mietverhaltnisses —
vorlibergehend nicht genutzt werden kann, zahlt diese Wohnung nicht als leer stehend.

Ausprégungen

Von Eigentiimerin oder Eigentimer bewohnt
Zu Wohnzwecken vermietet

Privat genutzte Ferien- oder Freizeitwohnung
Leerstehend

Leerstandsgrund

Angabe, ob die Wohnung innerhalb von 3 Monaten nach dem Stichtag flr eine Vermietung
beziehungsweise einen Bezug zur Verfiigung stehen wird und wenn nein, Grund des Leerstands.

Auspragungen

nnerhalb von 3 Monaten fur den Bezug verflugbar
Laufende bzw. geplante Baumalinahmen
Geplanter Abriss oder Riickbau

Verkauf des Gebaudes oder der Wohnung
Kunftige Selbstnutzung

Sonstiger Grund



Drucksache 17 / 8689

Landtag von Baden-Wiirttemberg

‘Jope)sab aqebueus|ianp yw ‘esiemsbBnzsne yone ‘Bunyaiqiap pun Bunb
‘$Z0 18pue Jap pun sepung sap Jajwy syosnsiels @

‘ualyepansbuneywiayas) s)puemabue Sep yoInp uswwng uap Ul uabunyoemqy

G9/6L t¥eES €6 8 €€LS 20l L2 9€6 0F Gz8 0Ll 00 Ol 658 665 | SvLvCL L €EV G¥8 ¢ ulsuyomuig 000°0Z Se Jysw jw uspulswe
92015 66v €T L¥8 61 1% 606 95 S8.¢L 12 9¢eC 99¢ 2¢ ¥S¥ 99S ¢ 188929¢ 126 19¥ G Braquieynn-uspeg
punio | Bunzinuisares Bunuyopp Jep | negyony | uswyeugewneg |Jeqbnuea Bnzag Bunuyomyiazial4 | (18181W yone) JuyoMEq Ul
18P0 sapneqan [ Japo sslqy ajue|deb uap In} Usjeuo | pusysjsies|| Jepo -usue4 19}9IWIBA
Jabysuos abiyuny . -[iewnueblg UoA | 1 esebsur
sap jnesusp | Jejueldab Mzq dpuajne| | ¢ UOA gleyiauul 9)z)nuab jeaud | usyoamMzuUYopN NZ i !

Buniapalln

SPUBJSI99T SO puUNIS) Yyoeu uapnegqabuyopn Ul usabunuyop) dpusysisios

BunzynusBunuyopp Jop My

WINBIUYOAN HW UBPNEGIS) Ul usBuNUYoA

220Z 18N S| Bejyong winz spuejsias] sap punig pun Bunzynusbunuyopp 19p My Yyoseu ussuyomuig 000°0Z SIe JYysw }w sbraquiajnpr-uspeg uspuidawas ul usbunuyop



	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 / 8689
	10.4.2025
	Antrag
	des Abg. Daniel Born u. a. SPD
	und
	Stellungnahme
	des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen
	Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen und § 250  Baugesetzbuch (BauGB)


